
BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvQ 33/18 -

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verfahren
über den Antrag,

im Wege der einstweiligen Anordnung

folgende Entscheidung zu treffen:

„Bis zur Abstimmung des Bundestages über den Wahleinspruch WP 193/17 in
der Hauptsache nehmen die 65 Abgeordneten, die lediglich ein nachgeschobe-
nes Ausgleichsmandat bekleiden, nicht länger an der parlamentarischen Wil-
lensbildung teil und sind von allen Abstimmungen im Plenum und den Ausschüs-
sen, insbesondere im Wahlprüfungsausschuss ausgeschlossen“,

hilfsweise:

dem Deutschen Bundestag aufzuerlegen, unverzüglich über den an ihn gerichte-
ten Eilantrag gleichen Inhalts abzustimmen,

1. S…,

2. Dr. H…,

3. B…,

4. S…,

5. K…,

6. W…,

7. S…,

8. M…,

Antragsteller:

9. K…,
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10. G…,

11. G…,

12. V…,

13. K…,

14. L…,

15. B…,

16. F…,

17. A…,

18. H…,

19. Dr. G…,

20. Dr. F…,

die Antragsteller zu 1. und 3. bis 20. vertreten durch den An-
tragsteller zu 2.,

hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat -

unter Mitwirkung der Richterinnen und Richter

Präsident Voßkuhle,

Huber,

Hermanns,

Müller,

Kessal-Wulf,

König,

Maidowski,

Langenfeld

am 24. Juli 2018 beschlossen:

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.
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G r ü n d e :

I.

Die Antragsteller haben gegen die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am
24. September 2017 Einspruch eingelegt, über den bisher noch nicht entschieden ist.
Am 29. März 2018 begehrten sie vom Deutschen Bundestag, unverzüglich im Ple-
num zu beschließen, dass bis zur Entscheidung über ihren Wahleinspruch WP 193/
17 die 65 Abgeordneten, die ein lediglich nachgeschobenes Ausgleichsmandat be-
kleiden, an der parlamentarischen Willensbildung nicht teilnehmen und von allen Ab-
stimmungen im Plenum und den Ausschüssen, insbesondere im Wahlprüfungsaus-
schuss, ausgeschlossen sind. Eine Reaktion des Deutschen Bundestages hierauf
erfolgte nicht.

Mit ihrem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gemäß § 32 BVerfGG
begehren sie eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die ihrem an den
Deutschen Bundestag gerichteten Eilantrag stattgibt. Hilfsweise beantragen sie, den
Deutschen Bundestag zu verpflichten, unverzüglich über den Eilantrag abzustimmen.

Die Antragsteller machen geltend, dass 65 Abgeordnete ein nachgeschobenes
Ausgleichsmandat erhalten hätten, ohne gewählt worden zu sein. Deren Mitwirkung
an der parlamentarischen Willensbildung müsse mit sofortiger Wirkung unterbunden
werden. Den Antragstellern könne nicht zugemutet werden, die Entscheidung des
Bundestages über ihren Wahleinspruch abzuwarten. Ein so fundamentales Grund-
recht wie die Garantie der ordnungsgemäßen Zusammensetzung des Bundestages
dürfe nicht ohne einstweiligen Rechtsschutz bleiben. Der Bundestag habe dadurch,
dass er nicht über den Eilantrag der Antragsteller entschieden habe, die Rechtsweg-
garantie des Art. 19 Abs. 4 GG verletzt.

II.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist abzulehnen.

1. Nach § 32 Abs. 1 BVerfGG kann das Bundesverfassungsgericht im Streitfall
– auch schon vor Anhängigkeit eines Verfahrens zur Hauptsache (vgl. BVerfGE 11,
339 <442>; 27, 152 <156>; 92, 130 <133>) – einen Zustand durch einstweilige An-
ordnung vorläufig regeln, wenn dies zur Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinde-
rung drohender Gewalt oder aus einem anderen wichtigen Grund zum gemeinen
Wohl dringend geboten ist. Dabei haben die Gründe, die für die Verfassungswidrig-
keit des angegriffenen Hoheitsakts vorgetragen werden, grundsätzlich außer Be-
tracht zu bleiben. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat jedoch
keinen Erfolg, wenn der Antrag in der Hauptsache unzulässig oder offensichtlich un-
begründet wäre (vgl. BVerfGE 71, 158 <161>; 111, 147 <152 f.>; stRspr).

2. Nach diesen Grundsätzen kommt der Erlass einer einstweiligen Anordnung vor-
liegend nicht in Betracht, da ein zulässiger Antrag in der Hauptsache nicht gestellt
werden könnte. Sowohl eine auf die Feststellung der Verfassungswidrigkeit von Aus-
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gleichsmandaten gerichtete Wahlprüfungsbeschwerde (a) als auch eine auf die Ver-
letzung von Art. 19 Abs. 4 GG gestützte Verfassungsbeschwerde (b) wären unzuläs-
sig. Sonstige Anträge in der Hauptsache sind nicht ersichtlich.

a) Der Erhebung einer Wahlprüfungsbeschwerde steht der fehlende Abschluss des
Wahleinspruchsverfahrens vor dem Deutschen Bundestag entgegen. Gemäß Art. 41
Abs. 2 GG, § 48 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG ist erst gegen den Beschluss des Deutschen
Bundestages die Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht zulässig (vgl.
BVerfGE 63, 73 <76>). Daran fehlt es hier. Dabei kann dahinstehen, ob etwas ande-
res gilt, wenn dem Beschwerdeführer ein Abwarten der Entscheidung des Deutschen
Bundestages über den eingelegten Wahleinspruch nicht zugemutet werden kann.
Dies könnte in Betracht kommen, wenn über einen Wahleinspruch nicht in angemes-
sener Frist entschieden wird und dadurch die Gefahr besteht, dass das Wahlprü-
fungsbeschwerdeverfahren nicht mehr zeit- oder sachgerecht durchgeführt werden
kann (vgl. VerfGH Saarland, Urteil vom 31. Januar 2011 - Lv 13/10 -, juris, Rn. 83,
84). Die Antragsteller haben aber keine Umstände vorgetragen, die für die Unzumut-
barkeit des Abwartens der Entscheidung des Deutschen Bundestages sprechen. Sol-
che sind auch nicht in sonstiger Weise ersichtlich. Die bisherige Dauer des Wahlein-
spruchsverfahrens von weniger als einem Jahr kann nicht ohne Weiteres als
unangemessen angesehen werden (vgl. BVerfGE 121, 266 <290>; 123, 39 <65>). Es
ist auch nicht absehbar, dass die Entscheidung des Bundestages erst zu einem Zeit-
punkt ergehen wird, der die Durchführung eines ordnungsgemäßen Wahlprüfungsbe-
schwerdeverfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht gefährdet. Soweit die An-
tragsteller geltend machen, die Garantie der ordnungsgemäßen Zusammensetzung
des Bundestages dürfe nicht ohne einstweiligen Rechtsschutz bleiben, verkennen
sie, dass die Feststellung der ordnungsgemäßen Zusammensetzung des Bundesta-
ges gerade Gegenstand des Wahlprüfungsverfahrens ist und daher keinen besonde-
ren Umstand darstellt, der für sich genommen geeignet ist, zur Unzumutbarkeit des
Abwartens einer Entscheidung über den Wahleinspruch zu führen.

b) Auch eine noch zu erhebende Verfassungsbeschwerde gegen die Nichtgewäh-
rung einstweiligen Rechtsschutzes durch den Deutschen Bundestag wäre unzuläs-
sig. Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren
beziehen, können nur mit den in den Wahlvorschriften vorgesehenen Rechtsbehelfen
und im Wahlprüfungsverfahren angefochten werden (vgl. BVerfGE 11, 329 f.; 14, 154
<155>; 16, 128 <130>; 28, 214 <219>; 63, 73 <76>; 83, 156 <158>). Die Wahlprü-
fung obliegt gemäß Art. 41 Abs. 1 GG dem Bundestag, gegen dessen Entscheidung
gemäß Art. 41 Abs. 2 GG die Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht zuläs-
sig ist. Damit wird die Korrektur etwaiger Wahlfehler einschließlich solcher, die Verlet-
zungen subjektiver Rechte enthalten, dem Rechtsweg des Art. 19 Abs. 4 GG entzo-
gen (vgl. BVerfGE 22, 277 <281>; 34, 81 <94>; 46, 196 <198>; 66, 232 <234>).
Daran hat sich durch das Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsa-
chen (BGBl I 2012 S. 1501) nichts geändert (vgl. BVerfGE 134, 135 <138 Rn. 5>).
Demgemäß ist für eine auf Art. 19 Abs. 4 GG gestützte Verfassungsbeschwerde im
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Wahlprüfungsverfahren kein Raum (vgl. BVerfGE 66, 232 <234>; BVerfG, Beschluss
der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 30. August 2017 - 2 BvQ 50/17 -, juris,
Rn. 1). Das Vorbringen der Antragsteller bietet keine Veranlassung, diese Rechtsla-
ge in Frage zu stellen.

Voßkuhle Huber Hermanns

Müller Kessal-Wulf König

Maidowski Langenfeld
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Bundesverfassungsgericht, Beschluss des Zweiten Senats vom 24. Juli 2018 -
2 BvQ 33/18

Zitiervorschlag BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 24. Juli 2018 - 2 BvQ 33/18
- Rn. (1 - 8), http://www.bverfg.de/e/qs20180724_2bvq003318.html
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